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Stand: 20.10.2021 

 

Beteiligungsgrundsätze der IBG Beteiligungsgesellschaft Sachsen-Anhalt mbH 

 

zur vorübergehenden Gewährung von Eigenkapital als Liquiditätsbeihilfen im Zusam-

menhang mit dem Ausbruch von COVID-19 

 

Angesichts des Ausbruchs von COVID-19 hat die Europäische Kommission mitgeteilt, 

Beihilfen zur Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines Mit-

gliedstaats auf der Grundlage von Art. 107 Abs. 3 lit. b AEUV unter bestimmten Vo-

raussetzungen als mit dem Binnenmarkt vereinbar anzusehen. Auf der Grundlage der 

Ziffern 3.1. und 4 der Mitteilung der Europäischen Kommission C(2020) 1863 final vom 

19. März 2020 wurde die „Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020“ notifiziert und von der 

Europäischen Kommission am 24. März 2020 genehmigt. Auf der Grundlage der diese 

Mitteilung ändernden Mitteilung der Europäischen Kommission SA 61744 vom 12. 

Februar 2021 ergeht folgende „Vierte geänderte Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020“  

 

Unter Berücksichtigung dieses Bundesprogramms wird der nachfolgende Beteili-

gungsgrundsatz erlassen. 

 

Antragsberechtigung 

 

Antragsberechtigt sind Unternehmen, an denen die IBG bereits gemäß den Beteili-

gungsgrundsätzen der IBG eine Beteiligung hält.  

Unternehmen, die sich am 31. Dezember 2019 bereits in Schwierigkeiten befanden 

gemäß Art. 2 Abs. 18 der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung1 dürfen keine 

Beihilfen nach dieser Regelung gewährt werden. 

 
1 Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 
Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union, Amtsblatt der Europäischen Union L 187 vom 26.6.2014, S. 1. Wird in dieser 
Regelung auf die Bestimmung des in Artikel 2 Absatz 18 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 genannten Begriffs 
des „Unternehmens in Schwierigkeiten“ Bezug genommen, so ist dies auch eine Bezugnahme auf die Begriffsbe-
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Antragsvoraussetzungen 

 

Voraussetzung ist, dass  

- das antragstellende Unternehmen oder ein Tochterunternehmen des antragstel-

lenden Unternehmens vor der ersten Auszahlung eine Betriebsstätte gemäß § 12 

der Abgabenordnung in Sachsen-Anhalt unterhält und die finanzierte Maßnahme 

in Sachsen-Anhalt durchgeführt wird. 

 

Das antragsstellende Unternehmen muss die finanziellen Auswirkungen der Pande-

mie auf das Unternehmen schriftlich darlegen. 

 

 

Konditionen der Liquiditätsbeihilfe 

 

a) Höhe und Berechnung der Liquiditätsbeihilfe 

Auf Grundlage dieser Beihilferegelung können sogenannte Kleinbeihilfen an Unterneh-

men gewährt werden. Die Gesamtsumme der einem Unternehmen nach dieser Rege-

lung gewährten Kleinbeihilfen darf den Höchstbetrag von 1.800.000 EUR nicht über-

steigen.  

Bei den eingesetzten Beträgen sind die Bruttobeträge, d.h. die Beträge vor Abzug von 

Steuern und sonstigen Abgaben, zugrunde zu legen.  

Die Beihilfen können in Form von direkten Zuschüssen, in Form von mezzaninen Fi-

nanzierungen, insbesondere stille Beteiligungen, oder in Form von Eigenkapital aus-

gereicht werden.  

 

Dabei muss der Gesamtnennbetrag solcher Maßnahmen unter der Obergrenze von 

insgesamt 1.800.000 EUR je Unternehmen bleiben.  

Das Darlehen oder das Eigenkapital kann sowohl für Investitionen als auch für Be-

triebsmittel verwendet werden. 

 
stimmungen in Artikel 2 Absatz 14 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 bzw. Artikel 3 Absatz 5 der Verordnung 
1388/2014. 



Seite 3 von 5 

Eine Kumulierung von Beihilfen nach dieser Regelung ist zulässig mit anderen Beihil-

fen auf der Grundlage der Mitteilung der Europäischen Kommission C(2020) 1863 final 

vom 19. März 2020 in der Fassung vom 3. April 2020 (C(2020) 2215 final), insbeson-

dere mit Beihilfen nach der Regelung zur vorübergehenden Gewährung von Bürg-

schaften, Rückbürgschaften und Garantien im Geltungsbereich der Bundesrepublik 

Deutschland im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 („Bundesregelung 

Bürgschaften 2020“) und der Regelung zur vorübergehenden Gewährung von Beihil-

fen für niedrigverzinsliche Darlehen im Geltungsbereich der Bundesrepublik Deutsch-

land im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 („Bundesregelung Beihilfen 

für niedrigverzinsliche Darlehen 2020“). 

Eine Kumulierung von Beihilfen nach dieser Regelung ist auch zulässig mit Beihilfen 

nach der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung2, den sektorspezifischen Frei-

stellungsverordnungen3 sowie den verschiedenen De-minimis-Verordnungen4. 

 

Antragsverfahren 

 

Der Antrag auf eine „Liquiditätsbeihilfe“ nach diesen Beteiligungsgrundsätzen ist 

schriftlich unter Verwendung der von der IBG vorgesehenen Antragsformulare zu stel-

len. 

Auch bei Vorliegen der Antragsvoraussetzungen besteht seitens des Antragstellers 

kein Rechtsanspruch auf die Bewilligung der beantragten Beteiligung. 

 

 

 
2 Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von 

Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union. 
3 Dies sind die Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter 

Arten von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 
108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union sowie die Verordnung (EU) Nr. 1388/2014 der Kommission vom 
16. Dezember 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen zugunsten von in der Erzeugung, Ver-
arbeitung und Vermarktung von Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur tätigen Unternehmen mit dem Binnenmarkt in 
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union. 
4 Dies sind die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 

und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1), 
die Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 
9), die Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission vom 27. Juni 2014 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor (ABl. L 190 
vom 28.6.2014, S. 45) und die Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25. April 2012 über die Anwendung der Artikel 
107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen an Unternehmen, die Dienst-
leistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringen (ABl. L 114 vom 26.4.2012, S. 8). 
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Überwachung und Veröffentlichung 

Vor Gewährung der Beihilfe hat das betreffende Unternehmen der beihilfegebenden 

Stelle schriftlich in Papierform, in elektronischer Form oder in Textform jede Kleinbei-

hilfe nach dieser Regelung anzugeben, die es bislang erhalten hat, sodass sicherge-

stellt ist, dass der Höchstbetrag von 1.800.000 EUR nicht überschritten wird. 

Die beihilfegebenden Stellen müssen alle Unterlagen über gewährte Kleinbeihilfen 

nach dieser Regelung, die die Einhaltung der vorliegend genannten Voraus-setzungen 

belegen, für 10 Jahre nach Gewährung der Beihilfe aufbewahren. Sie sind der Euro-

päischen Kommission auf Verlangen herauszugeben. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie stellt der Europäischen Kommis-

sion bis zum 31.12.2021 eine Liste mit Maßnahmen zur Verfügung, die auf der Grund-

lage dieser Regelung eingeführt wurden. Hierfür übermittelt die beihilfe-gebende Stelle 

dem Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung rechtzeitig die erfor-

derlichen Informationen, die diese dann an das Bundesministerium für Wirtschaft und 

Energie weitergibt. 

Die beihilfegebende Stelle stellt sicher, dass zu jeder auf der Grundlage dieser Rege-

lung gewährten Einzelbeihilfe innerhalb von zwölf Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Ge-

währung alle relevanten Informationen5 auf einer ausführlichen Beihilfenwebsite oder 

über das IT-Instrument der Kommission6 veröffentlicht werden. 

 

 

Förderzeitraum 

 

Die Förderung ist zulässig vom Inkrafttreten dieser Beteiligungsgrundsätze an bis zum 

31. Dezember 2021. 

 

 
5 Dabei handelt es sich um die in Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014, Anhang III 

der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission und Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 1388/2014 der Kommission vom 16. 
Dezember 2014 geforderten Informationen. Bei rückzahlbaren Vorschüssen, Garantien, Darlehen und sonstigen Formen der Bei-
hilfe kann der Nennwert des zugrunde liegenden Beihilfeinstruments pro Empfänger angegeben werden. Bei Steuervorteilen und 
Vergünstigungen in Bezug auf andere Zahlungen können die einzelnen Beihilfebeträge in Spannen angegeben werden. 
6 Die öffentliche Suchfunktion der Beihilfentransparenzdatenbank bietet gemäß den diesbezüglichen europäischen Transparenz-

anforderungen Zugang zu den von den Mitgliedstaaten bereitgestellten Angaben über die einzelnen Beihilfen. Sie kann unter 
folgender Adresse aufgerufen werden: https://webgate.ec.europa.eu/competition/transparency/public?lang=de. 
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Die einschlägig EU-Vorschrift ist das Temporary framework, das am 28.01.2021 die 

Verlängerung der darauf basierenden Vorschriften bis zum 31.12.2021 beschlossen 

hat. Mit Datum vom 12.02.2021 (State Aid SA. 617441/N) – Vierte Geänderte Regelung 

zur vorübergehenden Gewährung geringfügiger Beihilfen im Geltungsbereich der Bundes-

republik Deutschland im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19 („Vierte Ge-

änderte Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020") hat die EU-KOM die Bundesregelung zu 

Kleinbeihilfen bis zum 31.12.2021 verlängert.  

 

Mit Beschluss des Aufsichtsrates (Umlaufbeschluss UB 6-2021 vom 23. September 

2021) wurden die Veränderungen beschlossen. In der 199. Gesellschafterversamm-

lung am 20. Oktober 2021 wurde der Beschluss des Aufsichtsrates bestätigt.   

 

 

 


